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Ein Ende der weltweiten Massenflucht
ist nicht in Sicht. Die humanitären Ka-
tastrophen und Konflikte in Syrien, So-

malia, Süd-Sudan, Afghanistan (um nur ei-
nige zu nennen) verschärfen sich von Mo-
nat zu Monat. Die weitere Eskalation in Sy-
rien, in der jetzt eine unmittelbare Konfron-
tation zwischen Russland und dem Nato-
Partner Türkei droht, hat das Zeug, sich
zum Weltkrieg auszuweiten.

In Afghanistan, so berichtete die Uno
jüngst, hat die Zahl der zivilen Opfer im
Jahr 2015 mit über 11000 einen erneuten
Höchststand erreicht. Völlig unberechen-
bar ist die Entwicklung in der Ukraine, die
Auswirkungen des türkischen Kriegs

gegen die Kurden oder die Lage im Jemen
– jederzeit können hieraus größere Flücht-
lingsbewegungen entstehen. Nicht verges-
sen werden darf: Mehr als die Hälfte aller
Flüchtlinge weltweit verbleiben in ihren
Herkunftsländern. Von denjenigen, die
Grenzen überschreiten, bleibt der größte
Teil in den unmittelbaren Nachbarlän-
dern.

Wenn sich die Verhältnisse dort aller-
dings über Jahre verschlechtern, wenn im-
mer höhere Verschuldung, Kinderarbeit,
Bettelei und Verelendung die Perspekti-
ven sind, wenn die Hoffnungslosigkeit er-
drückend wird, machen sich die Stärksten
unter ihnen auf den Weg – auch nach
Europa.

Vorrangiges Ziel müsste es daher sein,
die Verhältnisse in den Erstaufnahmestaa-
ten zu verbessern – sowohl für die Flücht-
linge als auch für die Einheimischen. Viel
zu lange haben die Staaten hingenommen,

dass die internationalen Hilfsprogramme
unterfinanziert waren und die Lebensmit-
telrationen sowie die Versorgung mit Hy-
gieneartikeln gekürzt werden mussten.
Gleiches gilt für die sozialen Spannungen
und wirtschaftlichen Belastungen der
Hauptaufnahmestaaten.

Die deutsche Bundesregierung, die den
Massenzustrom von Flüchtlingen nach
Europa im September 2015 zumindest ver-
stärkt hat, hätte allen Grund gehabt, hier
in die Offensive zu gehen und einen Mar-
shall-Plan für die Syrien-Anrainerstaaten
aufzustellen und umzusetzen. Wäre sie mit
zehn Milliarden Euro vorangegangen, wä-
ren andere gefolgt und die Aufbauarbei-
ten hätten schon Ende 2015 starten kön-
nen. Nicht zuletzt die deutsche Wirtschaft
hätte davon profitiert. Mit jedem Euro, der
in den Nachbarstaaten der Krisenherde
eingesetzt wird, wird ein Vielfaches von
dem bewirkt, was hier in Deutschland mit

dem gleichen Betrag erreicht werden
kann.

Die Vorstellung, dass die Flüchtlings-
krise in Deutschland oder in Europa gelöst
werden kann, ist jedenfalls abwegig. Die
EU könnte an einem über Jahre an-
dauernden Zuzug dieser Ausmaße zerbre-
chen, das kann in niemandes Interesse
sein.

Im Schatten der Flüchtlingskrise und des
Syrien-Kriegs ist jener Konflikt fast in
Vergessenheit geraten, der die Welt vor

einem Jahr in Atem hielt: die Krise in der
Ukraine. Die verschärft sich nun wieder.
Doch dieses Mal sind nicht Putins Statthal-
ter im Osten des Landes an der Entwick-
lung schuld. Das Problem liegt in Kiew.

Die Regierung von Arseni Jazenjuk kri-
selt, die Koalition hat nach dem Austritt
zweier Parteien die Mehrheit im Parla-
ment verloren. Die Bilanz dieser sogenann-
ten Reformregierung fällt zwei Jahre nach
dem Freiheitskampf auf dem Maidan de-
saströs aus: Korruption, Nepotismus und
politisches Chaos – die alten Krankheiten
der Ukraine – grassieren weiter. Mehr als
ein Symbol: Mit Wirtschaftsminister Aiva-
ras Abromavicius hat Anfang des Monats
ausgerechnet einer der wenigen echten Re-
former das Handtuch geworfen.

Aber Politiker vom Schlage Abromavici-
us’, der als Experte aus dem Ausland in
seine Heimat zurückgekommen war, gibt
es zu wenige in der Ukraine. Noch immer
hält die alte Elite die Fäden in der Hand.
Präsident Petro Poroschenko ist einer der
reichsten Männer des Landes. Ministerprä-
sident Jazenjuk ist seit 15 Jahren dabei,
wenn es Pöstchen zu verteilen gibt. Und
Julia Timoschenko, die jetzt mit ihrer Par-
tei der Regierung den Rücken gekehrt hat,
war bereits zweimal erfolglos Ministerprä-
sidentin, sie hat den Nimbus der Freiheits-
heldin längst aufgebraucht.

Im Parlament, der Werchowna Rada, flie-
gen auch schon mal die Fäuste – was den
Zustand der Demokratie in der Ukraine
durchaus symbolisiert: Der Stärkere setzt
brachial und kompromisslos seine Interes-
sen durch. Und zur Not wird mit Geld und
Druck nachgeholfen. So stehen nicht we-
nige Abgeordnete in Verdacht, direkt auf
der Payroll von Oligarchen zu stehen.

Rückblickend mutet es schon fast naiv
an, mit welch immensen Vorschusslorbee-
ren der Westen die Regierung Jazenjuk be-
dacht hat. Da war der Wunsch wohl Vater
des Gedankens. Und natürlich hat die poli-
tische Agenda dieser Koalition in den west-
lichen Hauptstädten Anklang gefunden –
klar proeuropäisch, dezidiert antirussisch.

Größter Nutznießer der ukrainischen
Krise könnte nun ausgerechnet der Erz-
feind sein – Russlands starker Mann Wladi-
mir Putin. Instabile Verhältnisse in Kiew
würden ihm in die Hände spielen, der
Gegenentwurf zum von Rebellen-Milizen
beherrschten Osten würde noch stärker
diskreditiert. Und man darf sicher sein: Pu-
tins trickreiche Propagandamaschinerie
wird nichts unversucht lassen, die Krise
weiter anzuheizen.

Die große Unbekannte ist hingegen, wie
die Menschen auf die anhaltende Reform-
blockade reagieren werden. Beobachter
berichten von einer immer noch sehr akti-
ven Zivilgesellschaft. Umfragen zeigen
aber auch den großen Frust, den der poli-
tisch-wirtschaftliche Filz bei den Ukrai-
nern bewirkt. Die Enttäuschung sitzt tief.
Schon bei der „Orangenen Revolution“
2004/05 sind die Träume der Demonstran-
ten verraten worden. Auch jetzt fragen
sich viele, wofür sie vor zwei Jahren auf
dem Maidan eigentlich ihr Leben riskiert
haben. norbert.holst@weser-kurier.de

E
vo Morales, Boliviens beliebter
Präsident, spielt an diesem Sonn-
tag Polit-Lotterie. Er lässt sein
Volk über eine Verfassungsände-
rung abstimmen, die ihm eine

weitere Wiederwahl und in der Folge
das Präsidentenamt bis 2025 sichern
könnte. Sollte alles klappen, wäre der
linke Nationalist am Ende 20 Jahre im
Amt. Dann aber solle auch wirklich
Schluss sein, versprach er. Immerhin.

Aber ob es tatsächlich soweit kommt,
ist längst nicht mehr so klar wie noch
vor einigen Monaten, als sich Morales
die Verfassungsänderung ausdachte.
Die jüngsten Meinungsumfragen sehen
ein Patt zwischen „Si“ und „No“, also
Befürwortern und Gegnern der Verfas-
sungsänderung. Ursachen für die unge-
wöhnliche Konstellation: Abnutzungs-
erscheinungen in der Regierung und
beim Staatschef selbst, kleinere und mitt-
lere Skandale und eine Ex-Geliebte, der
Morales möglicherweise zu einem lukra-
tiven Job bei einem großen chinesischen
Konzern verholfen hat. Der wiederum
hat Milliarden-Aufträge vom boliviani-
schen Staat eingestrichen. Zudem spielt
auch der einfache Wunsch der Bolivia-
ner eine Rolle, in einer Demokratie mal
andere Gesichter sehen zu wollen. 15
Jahre Morales sind ja auch schon eine
lange Zeit. Ohnehin hat kein Staatsober-
haupt seit der Unabhängigkeit 1825 län-
ger regiert als der frühere Koka-Bauer.

Verliert Morales das Referendum,
bleibt er zwar noch bis 2019 im Amt,
aber er wäre das, was man in den USA
eine „Lame Duck“ nennt, eine lahme

Ente, ein Präsident auf Abruf. Darüber
hinaus hätte diese Schlappe auch Bedeu-
tung im größeren lateinamerikanischen
Kontext. Und der heißt schon lange:
Links ist out. Die fortschrittlichen, sozial
orientierten Regierungen, die aber lei-
der auch anfällig sind für Populismus
und Korruption, verlieren dramatisch an
Zustimmung.

In Argentinien ist der Kirchnerismus
abgewählt worden, in Venezuela ist der
Sturz von Präsident Nicolás Maduro und
der Untergang des gesamten chavisti-
schen Projektes nur noch eine Frage der
Zeit. Womöglich wird der dickköpfige
Maduro schon im April vom Parlament
gestürzt. Und in Brasilien ist die linke
Arbeiterpräsidentin Dilma Rousseff bei

der Bevölkerung beinahe Persona non
grata. Ihre Präsidentschaft hängt am sei-
denen Faden.

Evo Morales und sein Andenstaat nah-
men sich in dieser Gemengelage eigent-
lich bis zuletzt als Hort der Stabilität aus.
Bei der Wahl 2014 hatte Morales noch
61 Prozent der Stimmen bekommen,
auch weil ihm lange die autokratischen
Anwandlungen seiner Kollegen fern la-
gen. Sein großes Pfund, mit dem er auch
jetzt bei dem Referendums-Wahlkampf
wuchert, ist die Verbesserung der sozia-
len Lage der Bolivianer in seiner Amts-
zeit. Tatsächlich lesen sich die Zahlen
beeindruckend: Von den 10,5 Millionen

Einwohnern des Landes haben unter
Morales 2,6 Millionen den Aufstieg in
die Mittelklasse geschafft. Die extreme
Armut (weniger als ein Dollar pro Tag)
sank von 37 auf 19 Prozent. Das Pro-
Kopf-Einkommen stieg unter Morales
von 873 auf 3119 Dollar an. Das durch-
schnittliche Wirtschaftswachstum belief
sich in diesen Jahren auf fünf Prozent.

Möglich machte das der Geldregen
aus dem Verkauf der Rohstoffe, von
denen Bolivien vor allem Gas und Mine-
ralien im Überfluss hat. Mit den Einnah-
men hat Morales auch die Infrastruktur
ausgebaut, das einmal das zweitärmste
auf dem amerikanischen Kontinent war.
Straßen und Flughäfen wurden erneuert
oder neu gebaut. Sogar einen eigenen
Satelliten hat Bolivien jetzt im All.

Aber wie alle Staaten der Region hat
auch Bolivien diesen Boom nicht ge-
nutzt, die Gewinne in eine Diversifizie-
rung der Wirtschaft zu investieren, um
genau die Abhängigkeit von Gas und
Metallen zu reduzieren. Und nun, wo
China schwächelt, die Weltmarktpreise
sinken, klappt auch das Wachstum ein.
Aber die Menschen fordern weiter die
Sozialleistungen, die sie gewohnt sind.
Da bleiben Spannungen nicht aus. Aber
dennoch will Morales weitermachen.

Die Verfassung umzuschreiben, um
populäre Präsidenten an der Macht zu
halten, hatte in Lateinamerika in den
vergangenen Jahren Konjunktur. In Ko-
lumbien und Argentinien stoppten die
Verfassungsgerichte ähnliche Bestre-
bungen. Aber in Ecuador gelang es
Linkspräsident Rafael Correa gegen
große Widerstände ebenfalls, eine neue
Magna Charta schreiben zu lassen und
sich so länger als ursprünglich an der
Macht zu halten. Correa ist kommendes
Jahr auch bereits zehn Jahre an der
Macht. politik@weser-kurier.de

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Die Flüchtlingskrise und kein Ende
Stefan Luft
über das Asylpaket II

Die Linken
im Abwärtssog

Klaus Ehringfeld
über Lateinamerika

Verraten
Norbert Holst
über die Ukraine

über dasselbe Thema: „Zu dem Kompro-
miss von Brüssel, den man bei Licht bese-
hen kaum so nennen kann, gab es kaum
eine Alternative. Cameron saß ja nicht nur
mit Karten am Pokertisch, sondern auch
mit einem geladenen Revolver. Ein briti-
scher Austritt aus der EU ist nichts, was
man sich vernünftigerweise wünschen
kann. Ob es dann beim Referendum wirk-
lich hilft, wäre noch zu beweisen. Und ob
dieser Sieg tatsächlich einer ist, erst recht.
Es ist vielmehr der fahrlässige Triumph
eines überkommenen Denkens.“

über den EU-Gipfel: „Es ist David Came-
ron durchaus zuzutrauen, dass er das Lager
der Pro-Europäer in Großbritannien stär-
ken kann. Dass er weiß, worauf es bei den
britischen Wählern ankommt, bewies er im
vergangenen Mai, als er überraschend die
absolute Mehrheit bei der Unterhauswahl
holte. Zuvor hatte das Schottland-Referen-
dum das von ihm gewünschte Ergebnis ge-
bracht. Nun hat für Cameron das Spiel sei-
nes Lebens begonnen. Verliert er es, dürfte
sein politisches Schicksal besiegelt sein.“

Unser Gastautor
ist Privatdozent am Institut für
Politikwissenschaft der Univer-
sität Bremen. Im nächsten Mo-
nat erscheint sein neues Buch.
Es trägt den Titel: „Die Flücht-
lingskrise. Ursachen, Kon-
flikte, Folgen“ und erscheint
im Verlag C. H. Beck.

über dasselbe Thema: „Wie beschämend
ist es für die Europäische Union, die doch
eine Wertegemeinschaft sein will, sich
beim Flüchtlingsthema ausgerechnet dem
nicht gerade als Menschenrechtefreund be-
kannten Erdogan auszuliefern. Ohne Not.
Denn die Union mit ihren 500 Millionen
Menschen sollte mit ein paar Millionen
Flüchtlingen eigentlich klarkommen kön-
nen, anteilig untergebracht in allen 28 Mit-
gliedsstaaten.“
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Die fortschrittlichen
Regierungen sind auch
anfällig für Populismus

und Korruption.
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